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Zehn Jahre Schmach!“ titelt
die rechtsnationalistische
Hugenberg-Presse am 28.
Juni 1929, dem zehnten Jah-
restag der Unterzeichnung

des Versailler Friedensvertrags. „Ver-
sailles, geboren aus dem Hass der Welt“,
habe das Deutsche Reich entehrt und

geschändet. Jetzt aber sei es wieder Zeit
für große Taten. „Wir wollen das deut-
sche Schicksal Versailles überwinden“,
heißt es im Leitartikel des deutschnatio-
nalen Blattes Der Tag aus dem Scherl-
Verlag Alfred Hugenbergs: „Wir überant-
worten die Erbmasse unseres Blutes
kommenden Geschlechtern mit der

Flamme des Befreiungswillens, die in
ihr lebendig ist.“

Im Friedensabkommen von Ver-
sailles hatten die Siegermächte des Ers-
ten Weltkriegs im Juni 1919 Deutsch-
land militärische Abrüstung, Gebiets-
verluste und Reparationen verordnet.
Zehn Jahre später, im Sommer 1929, nut-

Kohlenzüge in Gelsenkirchen vor dem Abtransport
nach Frankreich 1923

Die hohen Reparationsforderungen des Friedensvertrags von 
Versailles nutzten die rechtsextremen Feinde 

der Weimarer Republik als Vehikel für ihre zerstörerische Politik.

Der Sprengsatz 
Von TILL HEIN
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zen der Berliner Medienmogul Hugen-
berg, Vorsitzender der Deutschnationa-
len Volkspartei (DNVP), und seine Bun-
desgenossen vom Frontkämpferbund
„Stahlhelm“ und von der Nationalso -
zialistischen Deutschen Arbeiterpartei
(NSDAP) Adolf Hitlers den Jahrestag,
um gegen die Alliierten und die Regie-
rung zu hetzen. Sie wollen an die Macht.

Mit Versailles habe die „Versklavung
des deutschen Volkes“ begonnen, be-
haupten Hugenberg und Hitler. Die „Va-
terlandsverräter“ um den damaligen
Reichspräsidenten Friedrich Ebert, ei-
nen Sozialdemokraten, hätten sich von
den Alliierten erpressen lassen. Tatsäch-
lich trafen sie damit ein verbreitetes Ge-
fühl in der Bevölkerung, doch waren die
Vorwürfe berechtigt?

Der Versailler Vertrag ist gut 240 Sei-
ten dick, er enthält 440 einzelne Artikel.

Er verfügt, dass Deutschland mit seinen
Alliierten die Schuld am Ersten Welt-
krieg trage und daher für alle Schäden
aufzukommen habe. Nicht nur die ge-
samte Luftwaffe und die Panzereinhei-
ten sollen aufgelöst werden. Die junge
Republik muss Elsass-Lothringen an
Frankreich, weite Teile Posens und
Westpreußens an Polen abtreten. Insge-
samt büßt Deutschland 70000 Quadrat-
kilometer Landesfläche ein, ein Gebiet
von der Größe Bayerns. Drei Viertel des
Eisenerzes und ein Viertel der Steinkoh-
le gehen verloren. 20 Milliarden Gold-
mark verlangen die Siegermächte als So-
fortzahlung. Die viel höhere Gesamtfor-
derung werde nachgereicht.

US-Präsident Woodrow Wilson
schwebte ein moderaterer Vertrag vor:
Deutschland sollte zwar abrüsten, aber

nicht verarmen. Doch der ehemalige Ju-
raprofessor der Universität Princeton
wurde überstimmt – nicht zuletzt, weil
Franzosen und Briten mithilfe der Re-
parationen ihre Kriegsschulden in den
USA begleichen wollten.

Im Sommer 1919 sind in Deutschland
selbst gemäßigte Politiker entsetzt über
die Forderungen. Dabei ist das Deutsche
Reich, zu dessen Exportschlagern vor
dem Krieg Maschinen, Fahrzeuge und
Elektrogeräte gehörten, eine ökonomi-
sche Großmacht. Schon wenige Wochen
nach dem Waffenstillstand, im Winter
1918, ist die Produktion wieder angelau-
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Das „goldene Buch“ des Friedensver-
trags wird in den Palast von Versailles
getragen (o.), Demonstration gegen
den Versailler Vertrag vor dem Berli-
ner Reichstag im Mai 1919
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fen. Doch es mangelt an Kohle und Ei-
senerz.

Bald wird ein Konstruktionsfehler des
Vertrags deutlich: Deutschland soll öko-
nomisch radikal geschwächt werden,
gleichzeitig aber wollen die Siegermächte
über die Reparationen von der Wirt-
schaftskraft des ehemaligen Feindes pro-
fitieren. Der Ökonom John Maynard Key-
nes, Mitglied der britischen Delegation in
Versailles, erkennt diesen Widerspruch
und verlässt unter Protest den Verhand-
lungstisch. Noch im Jahr 1919 erscheint
sein Bestseller „The Economic Conse-
quences of the Peace“, in dem er den Kol-
laps der deutschen und der weltweiten
Wirtschaft voraus-
sagt. Aus diesem Ab-
kommen, schreibt
Keynes, resultiere
der „Bankrott und
Verfall Europas“.
Prophetische Worte,
an die sich spätes-
tens ab Oktober 1929
zu Beginn der Welt-
wirtschaftskrise
manche erinnern.

Ende Januar 1921
legen die Sieger-
mächte Zahlen vor:
226 Milliarden Gold-
mark verlangen sie
insgesamt von Ber-
lin, zahlbar in 42 Jahresraten. Mehr als
die Hälfte der Gelder sind für Frankreich
bestimmt, das im Krieg besonders verwüs-
tet wurde.

Weil die Reichsregierung protestiert,
marschieren am 8. März alliierte Trup-
pen in Duisburg ein und bedrohen die
Zechen und Stahlfabriken an der Ruhr.
Als selbst das Berlin nicht zum Einlen-
ken bewegt, gehen die Siegermächte
noch einmal durch die Bücher: Am 5.
Mai reduzieren sie ihre Forderung auf
132 Milliarden Goldmark. Willige die
deutsche Regierung jetzt nicht inner-
halb einer Woche ein, werde das gesam-
te Ruhrgebiet besetzt.

Die Reichsregierung gibt nach. Als die
ersten Jahresraten fällig werden, drängt
Berlin aber auf eine Verlängerung der
Fristen. Um trotz mangelnder Steuerein-
nahmen liquide zu bleiben, lässt die Re-
gierung ständig neues Geld drucken. Kri-
tiker im Ausland behaupten bald, Berlin
heize die Inflation bewusst an, um zu zei-
gen, dass Deutschland nicht in der Lage
sei, die Reparationen zu zahlen.

Bereits im August 1922 ist die Mark
so schwach, dass die Alliierten die

Kriegsentschädigungen in Rohstoffen
einfordern. Als Deutschland im Januar
1923 zugesagte Kohle und Holz, darun-
ter über 100000 Telegrafenmasten,
nicht fristgerecht nach Frankreich lie-
fert, marschieren zunächst 60000 Sol-
daten aus Frankreich und Belgien in Es-
sen, Gelsenkirchen und Bochum ein
und bringen das wichtigste deutsche
Kohle- und Stahlrevier unter ihre Kon-
trolle.

Streiks legen die Fabriken und Ze-
chen lahm. Im Gegenzug konfiszieren
die Franzosen Industrieanlagen und Ma-
schinen im Wert von 27 Milliarden
Mark. Immer mehr Geld lässt Berlin dru-

cken, um die streikenden Arbeiter aus
der Staatskasse zu unterstützen.

Nachdem Stresemann den Ruhr-
kampf abbrechen lässt, findet er ein Mit-
tel gegen den Wertverfall des Geldes:
Am 15. November 1923 führt er als neue
Währung die sogenannte Rentenmark
ein. Ernsthafte Verhandlungen über die
Kriegsentschädigungen werden wieder
möglich.

Die Alliierten lassen den US-Wirt-
schaftsexperten Charles Dawes neue
Zahlungsmodalitäten ausarbeiten. Der
Bankier aus Chicago berücksichtigt, was
Keynes bereits vor fünf Jahren erkannt
hatte: Die deutsche und die gesamt -
europäische Ökonomie sind so eng mit -
einander verwoben, dass Frankreich
und England nur erstarken können,
wenn Deutschland wieder prosperiert.
Sanktionen wie die Besetzung des Ruhr-
gebiets lässt Dawes verbieten und die
jährlichen Reparationen vorübergehend
kürzen. Zusätzlich erhält Berlin einen
Kredit über 800 Millionen Mark.

Der Dawes-Plan, der am 1. September
1924 in Kraft tritt, führt zu einem Auf-

schwung in der Weimarer Republik:
Flugplätze werden gebaut, sogar Plane-
tarien, Hallenbäder und Radrennbah-
nen. Doch es ist nur eine Scheinblüte, fi-
nanziert auf Pump. Vor allem Unterneh-
men aus den USA stellen – zu hohen Zin-
sen – immer neue Darlehen bereit, die
Deutschland auch zur Begleichung der
Reparationen verwendet. Bereits ab
1924 bezahlt Berlin an die Alliierten kei-
nen Cent mehr aus eigener Tasche.

Doch die Staatsverschuldung wächst.
Ab 1928 werden die internationalen Geld-
geber vorsichtiger. Deutschland erhält
plötzlich kaum mehr Kredite. Das Kar-
tenhaus der Pumpwirtschaft bricht zu-

sammen – und Ber-
lin kann die Repara-
tionen nicht mehr
leisten. Nazipro -
pagandist Joseph
Goebbels höhnt, Da-
wes sei die Abkür-
zung für: „Deutsch-
lands Armut wird
ewig sein“. 

Erneut suchen
die Alliierten nach
einem Kompromiss.
Ein Team um den
US-Wirtschaftsex-
perten Owen Young
entwirft im Früh-
ling 1929 einen

Plan, der die verbleibenden Reparatio-
nen auf 112 Milliarden Reichsmark senkt,
die bis 1988 abbezahlt werden müssen.
Der Young-Plan sieht vor, dass Deutsch-
land noch für Jahrzehnte Schuldner der
Siegermächte bleiben wird. Da wittern
die Demokratiefeinde um Hugenberg
und Hitler im Sommer 1929 ihre Chance.
Der Kampf gegen den neuen Reparati-
onsplan dient ihnen als Vorwand, um
das politische System in seinen Grund-
festen anzugreifen.

In Reih und Glied marschieren die
Ultrarechten zu nationalen Kultstätten
wie dem Hermannsdenkmal im Teuto-
burger Wald und protestieren gegen die
„Versklavung des deutschen Volkes“. Ein
Volksbegehren, für das auch der Bund
der Frontsoldaten „Stahlhelm“ wirbt,
fordert Haftstrafen für alle Minister, die
dem Young-Plan zugestimmt hatten. 

Treibende Kraft ist Alfred Hugenberg,
der die Bevölkerung mit geballter Me-
dienmacht aufwiegelt: Drei Berliner Ta-
geszeitungen gehören dem Vorsitzen-
den der Deutschnationalen Volkspartei,
Beteiligungen an mehreren Dutzend
Provinzblättern, zahlreiche Zeitschrif- A
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Mitglieder der Reparationskommission 
Charles Dawes (l.) und Owen Young (M.)



ten sowie eine große Nachrichten-
agentur. Auch wenn der Volksent-
scheid zum Young-Plan am 22. De-
zember 1929 für die nationale Rech-
te verloren geht, hat sie ihre wich-
tigsten Ziele erreicht: Das innenpo-
litische Klima ist vergiftet, die Re-
gierung weiter geschwächt.

Als der Young-Plan am 17. Mai
1930 in Kraft tritt, wird das Deut-
sche Reich nur noch zwei Jahre Re-
parationen zahlen. Das Land ver-
sinkt so tief in der Weltwirtschafts-
krise, dass die Siegermächte im Juli
1932 in Lausanne alle weiteren For-
derungen streichen. Bis dahin hat
Berlin nach mittlerer Schätzung
rund 40 Milliarden Goldmark be-
zahlt.

War der Frieden von Versailles
tatsächlich eine Hypothek, die die
junge Republik nicht verkraften
konnte – und somit zu ihrem Ende
beitrug? Bis heute gehen die Mei-
nungen der Historiker auseinander.

Auch wenn man keine direkte Li-
nie ziehen könne zwischen der Un-
terzeichnung des Vertrags und dem
Untergang von Weimar, habe Ver-
sailles doch einen „gewichtigen An-
teil am Scheitern der Republik“,
meint der Mainzer Historiker Wolf-
gang Elz. Das heiße allerdings noch
nicht, dass die Schuld den Sieger-
mächten zufalle. „Denn es fragt sich,
welcher andere Frieden unter den
Bedingungen von 1918/19 wohl mög-
lich gewesen wäre, nach dem ersten
totalen Krieg der Geschichte.“

Weit gravierender als die ökono-
mischen Folgen der Versailler Repa-
rationsforderungen waren ihre psy-
chologischen Auswirkungen: Ver-
sailles lieferte den ultrarechten Na-
tionalisten den Sprengstoff für ihren
Anschlag auf die Demokratie – allen
voran Adolf Hitler. Es ist kein Zufall,
dass die Nationalsozialisten im Jahr
darauf bei den Reichstagswahlen
überall dort besonders gut abschnit-
ten, wo schon das Volksbe gehren vie-
le Sympathisanten gefunden hatte.

Auch als er längst an der Macht
war, profilierte sich der „Führer“
über das Reizthema Versailles. Den
Friedensvertrag geißelte er noch im
Januar 1941 als „das größte Unrecht
und die niederträchtigste Misshand-
lung eines großen Volkes“. Da hatte
er den Zweiten Weltkrieg längst an-
gezettelt. ■
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